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l. Einleitung 

Beginnen wir, um rasch in· das Thema einzuführen, mit einer Mah­
nung des Baron Montesquieu und mit einer Hypothese. Die Mah­
nung Montesquieus aus dem Jahre 1721lautet: 

"!L EST QUELQUEFOIS NECESSAIRE DE CHANGER CERTAINES 

LOIS, MAIS LE CAS EST RARE, ET LORSQU'IL ARRIVE, !L NY 

FAUT TOUCHER QUE D'UNE MAIN TREMBLA.NTE" (AUS: 

LETTRES PERSANES, LETTRE XXIX). 

Beide Aussagen des Satzes verdienen Beachtung - es ist selten, dass 
ein Gesetz geãndert werden muss, doch wenn es sich nicht vermei­
den lãsst, sollte sich der Gesetzgeber nur mit allen kõrperlichen An­
zeichen von Skrupel daran machen. Das Bild vom Tremor des Ge­
setzgebers veiWeist auf eine Epoche, in der die Bestandserwartun­
gen an staatliche Gesetze nicht weit entfernt waren von der Dauer­
haftigkeit kirchlicher und theologischer Verkündung. Anzeichen 
kõrperlicher Nervositãt in Anbetracht von Ânderungen der Rechts­
lage lassen sich bei zeitgenõssischen Gesetzgebern nicht ohne wei-

Referat, das der Verfasser an der Wissenschaftlichen Tagung 1989 der SGG 
(19./20. Oktober 1989 in Locarno/Muralto) gehalten hat. 
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teres feststellen - gelegentlich auch zum Kummer der Gesetzesan­
wender1. 

Die Hypothese nimmt auf die heutige Situation Bezug und enthãlt 
zwei Behauptungen, sie lauten: 

l. Gesetzesevaluation ist zu einem funktionalen Bestandteil des 
wohlfahrtsstaatlichen Gesetzgebungsprozesses geworden. Ohne 
sie besteht die Gefahr, dass Gesetze die ihnen innewohnenden 
Wirksamkeits- und Legitimitatsversprechen nicht erfüllen kon­
nen. 

2. Gesetzesevaluation kann die ihr zufallende funktionale Rolle im 
Gesetzgebungsprozess nur spielen, wenn sie den komplexen 
Wirkungslagen wohlfahrtsstaatlicher Rechtsetzung gerecht wird. 
Methodisch wie analytisch ist Evaluation nur im Verbund ver­
schiedener sozialwissenschaftlicher Disziplinen aussichtsreich. 

Dem ersten Teil der Hypothese wollen wir eine theoretische Beweis­
führung widmen. Der zweite Teil soll mit Hilfe von Erkenntnissen 
aus einem soeben abgeschlossenen Forschungsprojekt zur Bestim­
mung von Gesetzeswirkungen- in diesem Fali der Befristungsneure­
gelung des Beschãftigungsfõrderungsgesetzes 1985 (BeschFG 1985)­
anschaulich und schlüssig gemacht werden. 

1 Vgl. Walter BRENSECK (Richter am Bundesfinanzhof), Auswirkungen dcr 
Steuerrechtsreform auf den einzelnen, Finanz-Rundschau 9/89, S. 261 ff. (261): 

"Die Kwzlebigkeit dieser Vorschrift (§ 3 Nr. 68 EStG -) ist übrigens ein Indikator 
dafür, dass in Hektik keine besonnene und wohlabgewogene Gesetzgebung 
mõglich ist. Man vermisst immer mehr ein gesetzgeberisches Konzept, das auf 
mehrere Jahre ange/egt ist. Es wird viel zu sehr mit kurzlebigen Gesetzesakten 
nagien, statt dass mit weitsichtigen Konzepten gestaltet wird. Hinzukommen 
dann die Verwaltungserlasse, die Gesetze nachbessem sollen und die oft das 
Gegenteil von Rechtssicherheit bewirken ". 
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2. Rechtswandel und Gesetzgebung: Von der Verkündung 
zum Síeuerungsmedium 

Offensiçhtlich beziehen sich Montesquieus Bild von der zitternden 
Hand des Gesetzgebers und unsere Hypothese nicht nur auf unter­
schiedliche historische Epochen, sondern auch auf unterschiedliche 
Aggregatzustãnde von Gesetzgebung. 

Die hohe Achtung vor dem unverãnderten Fortbestand von Geset­
zen, wie sie bei Montesquieu zum Ausdruck kommt, kennzeichnet 
eine Epoche mit einem vergleichsweise niedrigen Stand der Ver­
rechtlichung der Geseilschaft. Dies dürfte - Korrekturen durch 
empirisch-historische Rechtsforschung vorbehalten2 - sowohl am 
Volumen der Rechtsetzungsakte als auch an deren Wirkungszielen 
abzulesen sein. Wie spdrlich Gesetzgebung in der frühbürgerlichen 
Epoche des ausgehenden 17. und des 18. Jahrhunderts wirklich war, 
kann im übrigen für eine theoretische Betrachtung ihres Funktions­
wandels dahinstehen. In jedem Faile wollte und musste Gesetzge­
bung bis weit ins 19. Jahrhundert hinein nicht, wozu sie sich heute 
bestãndig veranlasst sieht, regulierend in gesellschaftliche Hand­
lungsfelder und -ablãufe eingreifen. Sie war konzeptionell nicht auf 
Geseilschaftssteuerung angelegt, sondern begnügte sich im Regelfail 
mit eher statischen Ordnungsprojekten. Damit liess sie die damali­
gen Lebenswelten- von wertsetzenden Bestimmungen zur weltlichen 
und religi6sen Wohlfahrt, zum Grundeigentum, zur zivilen Ruhe und 
merkantilen Entfaltung abgesehen - im grossen und ganzen in Ruhe. 
Gesetzgebung konnte unter solchen Bedingungen gut konservativ 
sein. H6here Ânderungstempi waren die Ausnahme und beschrãnk­
ten sich auf kleine Regelungsbereiche der Staatsverwaltung - das 
Finanz- und Abgabensystem gehórte sicherlich schon damals dazu. 

2 Gegenüber allzu gegenwartsbezogenen und subjektiven Entwicklungsannahmen 
ist Vorsicht geboten. Historisch etwas weiter gefasste Zeitreihen-Analysen 
vermõgen selbst so eingãngige Annahmen wie die der gegenwãrtigen 
"Gesetzestlut" oder "Prozessflut" nachhaltig zu erschüttern, siehe RoTI1.EUTHNER, 
Aspekte der Rechtsentwicklung in Deutschland. Ein soziologischer Vergleich 
deutscher Rechtskulturen, Zeitschrift fiu Rechtssozioiogie (Z[RSoz) 1985, Heft 2, S. 
·206 ff.; derselbe, Verfahrensflut und Verfahrensebbe. Ein Plãdoyer für die 
langfristige Betrachtung gerichtlicher Gezeiten, Zeitschrift für Rechtspoiitik (ZRP) 
1985, s. 115 ff. 
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Sucht man für Montesquieu und sein noch gleichsam sakrales Ge­
setzesverstãndnis einen Platz in dem von Habermas vo'rgestellten 
Entwicklungsschema des Rechts, so wird man ihn in den ersten von 
vier Verrechtlichungsschüben versetzen müssen. Es ist dies der 
Schub, der zur Ausbildung des bürgerlichen Staates führt 
(HABERMAS 1981, II: 527). Mittlerweile ist der Entwicklungsgang 
des Rechts über die "Verrechtsstaatlichung" und die "Demokratisie­
rung" langst beim vierten, dem sozialstaatlichen Verrechtlichungs­
schub angelangt. 

Um eine der Wirklichkeit angemessene theoretische Beschreibung 
der modernen Rechtsentwicklung bemühen sich unterschiedliche 
Ansãtze. Gemeinsam ist ihnen die Erweiterung des Betrachtungs­
winkels, die über den Organisations- und Diskursrahmen des Rechts 
hinaus gesellschaftliche Umbauprozesse in den Blick nimmt. Die 
analytische Zusammenschau von Recht und Gesellschaft folgt be­
reits aus einer grundlegenden Erkenntnis der neueren Rechtstheo­
rie: Recht hat einen Doppelcharakter als institutionalisierte Gerech­
tigkeit und als gesellschaftliches Steuerungsmedium (PREUSS 1988: 
364 ). Z u letzterem ist es geworden, weil und indem es sein en zu­
rückhaltenden forma/en Status aufgegeben und sich zum "lnterven­
tionsrecht durch Materialisierung" (PREUSS 1988: 367) entwickelt 
hat. Startpunkt solcher Entwicklungsanalysen sind aus deutscher 
Sicht für gewóhnlich die von Max Weber festgestellten - und be­
schworenen - forma/en Qualitii.ten des modernen Rechts (MAX 
WEBER 1976: 503 ff.). Eine ahnliche Evolution wird in der franzosi­
schen Rechtstheorie mit dem Entwicklungsweg vom "zivilen" zum 
"sozialen" Recht, beschrieben (EWALD 1986). Die Rechtsentwicklung 
hat selbstverstandlich ihren gesellschaftlichen Grund. Deren Wand­
lungssprozesse werden in gesellschafts- und rechtstheoretischen 
Theorien beschrieben als solche zur "polyzentrischen Gesellschaft" 
(ROSEWITZ/SCHIMANK 1988), zu sich ausdifferenzierenden und 
selbstreferentiell handelnden Teilsystemen (LUHMANN 1983: 1985). 
Deren autopoietische Geschlossenheit stellt sich jeglichem regulie­
renden Zugriff von aussen in den Weg und lasst auch Gesetzgebung 
nur nach intern organisierter Selektion passieren. Zusammen mit 
der gewachsenen Autonomie auch der Sozialsysteme Recht und 
Politik hat sich das Risiko erhóht, dass die strukturelle Koppelung 
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zwischen Politik, Recht und gesellschaftlichem Lebensbereich 
misslingt (TEUBNER 1985: 316; VOIGT 1989: 15 ff.). In der Konse­
quenz dessen soll Gesetzgebung - die wohl niederschmetterndste 
Behauptung der Systemtheorie in diesem Bereich - gegebenenfalls 
nur noch den Lãrm machen, aus dem Teilsysteme im Wege der 
"order from noise" ihre Steuerimpulse beziehen (TEUBNER 1988; 
FOERSfER 1981). 

Von den im einzelnen heftig umstrittenen theoretischen Positionen 
zur gesellschaftlichen Entwicklung abgesehen, kann man als gemein­
samen Erkenntnisstand festhalten, dass Recht sich jedenfalls in den 
wathsenden Handlungsfeldern des Wohlfahrtsstaates nicht mehr auf 
Formalitãt und Verkündung von Ordnungsgrundsãtzen beschrãnken 
kann, sondern sich gezwungen sieht, gesellschaftlichen Entwicklun­
gen und Stõrungen dicht zu folgen oder gar agierender Teil von 
ihnen zu werden. Für die Gesetzgebung beinhaltet der damit ver­
bundene Zuwachs an materialen Steuerungsaufgaben einen Ent­
wicklungsgang von der "bewahrenden" zur "gestaltenden11 Gesetzge­
bung (WOLLMANN 1983: 73 ff.), und die lãsst sich ohne Methode 
und evaluierende Forschung nicht erfolgreich ins Werk setzen. 

3. Bedingungen und Grenzen staatlicher Steuerung: Von der 
rechtlichen Intervention zur interdisziplinãren Einwirkung 

Eine Folge der verãnderten Arbeitsbedingungen von Gesetzgebung 
ist der Bedeutungsverlust einer traditionellen Arbeitsteilung im Pro­
zess der Rechtsetzung. Nach der Rollenzuweisung des bürgerlichen 
Rechtsstaates oblag dem Gesetzgeber die von Interpretations- und 
Anwendungsproblemen weitgehend entlastete Ausgestaltung der 
volonté générale (MORAND 1988: 392) oder doch zumindest der 
daraus gefilterten volonté politique. Gesetzgebung musste zwar 
stets, schon zur Sicherung ihres Legitimitãtsanspruchs, Wirklichkeit 
reflektieren. Aber sowohl das Ausmass solcher Reflexion als auch 
die Verarbeitung von Wirklichkeitsaspekten unterlagen den selbst­
gesetzten Bedingungen der Gesetzgebung und schrãnkten deshalb 
deren politische Autoritãt kaum ein: "Auctoritas, nan veritas facit 
legem". Nun wird man nicht behaupten kõnnen, dass die ihre Wir-
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kungen methodisch reflektierende Gesetzgebung des modernen 
Wohlfahrtsstaates das Souveranitatskonzept von Hobbes umgekehrt 
hat. Es erscheint ausserdem wenig wahrscheinlich, dass eine aus­
schliesslich wahrheitsorientierte Gesetzgebung den Anforderungen 
an gesellschaftliche Gestaltung und damit an Legitimitãt gerecht 
werden k6nnte. "Auctoritas" im Sinne von Einschatzungs- und Ent­
scheidungsprarogativen muss auch dem modernen Gesetzgeber zur 
Verfügung stehen (vgl. KRAUTZBERGER/WOLLMANN 1988: 187). 
Aber gewiss lasst sich feststellen, dass sich die dem Methodenan­
spruch entzogene Autoritat gegenüber einer von.Forschung getrage­
nen veritas im Zuge der Rationalisierung von Gesetzgebung zurück­
gebildet hat. Das kognitiv noch vergleichsweise wenig befrachtete 
Souveranitatsmodell des frühen bürgerlichen Staats sieht sich im Zu­
sammenhang mit erh6hten Steuerungsanforderungen an den 11Acti­
vist State11 (ACKERMAN 1983: 1083) und dem skizzierten Funktions­
wandel des Rechts erheblichen Umbauten ausgesetzt. Auch Gesetz­
gebung ist ein Informationsprozess geworden, in dem Forschung 
zwar nie die einzige Informationsquelle, aber doch eine - wie sich 
am Baugesetzbuch, an der Insolvenzrechtsreform, an der Neurege­
lung des Vormundschafts- und Pflegschaftsrechts undan zahlreichen 
weiteren Beispielen belegen lasst - Informationsquelle mit erheblich 
gewachsener Relevanz ist (KRAUTZBERGER/WOLLMANN 1988: 182; 
STREMPEL 1988: 191). Zwar bleibt dem Gesetzgebungsprozess das 
Recht zur Dezision, zur willensetzenden Aufl6sung der Vielfalt von 
Alternativen, von widerstreitenden Interessen oder bestandgeschütz­
ten Gewohnheiten, im Grundsatz erhalten. Auch für die System­
grenzen moderner Politik gilt, dass sie viel Kognition passieren las­
sen, aber vor dem Eindringen fremder Operationen und Normen -
und seien es noch so verführerische Handlungskonzepte der Wissen­
schaft- schützen müssen. Dennoch sind dem Gesetzgebungsprozess 
viele Freiheiten in der Organisation seiner Entscheidungen verloren 
gegangen. Diese Entwicklung verbindet sich mit dem Begriff der 
methodischen Gesetzgebung (MORAND 1988; MADER 1985; NOLL 
1973). Gesetzgebung unterliegt im Wohlfahrtsstaat Anforderungen 
an Rationalitat und Begründbarkeit und damit methodischen An­
forderungen, die deutlich über entsprechenden Niveaus in der Yer­
gangenheit liegen. Eingefordert werden solche Erwartungen, zum 
Teillautstark, durch die durch Gegen6ffentlichkeit und Gegenexper-
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ten in neuerer Zeit geschaffene "Systematisierung und Institutionali­
sierung des Zweifels" (RUCHT 1988). 

Zwar war Gesetzgebung in der neueren 
Geschichte des Parlamentarismus nie re­
gellos und nie ohne kommunikative Ver­
bindung mit der Aussenwelt. Historisch 
markiert durch die franzosische Revolu­
tion und die von ihr für Kontinentaleuropa 
angestossene Entwicklung zum demokrati­
schen Rechtsstaat setzte eine "Verrechtli­
chung des Legitimationsprozesses11 

(HABERMAS 1988, Bd. li: 529) ein, dem 
auch die Gesetzgebung als Institution der 
Erzeugung und Kontrolle von Legitimitãt 
nicht entkam. Sie besass deshalb auch 
schon vor zweihundert Jahren auf den Ge­
setzgebungszweck hin ausgerichtete Ver­
fahren der Erkenntnis, des Diskurses und 
der Entscheidung und hatte in diesem 
eher technischen Sinne "Methode11

• Im Un­
terschied zu heutigen Handlungsbedin­
gungen war dies aber eine weitgehend 
selbstorganisierte Methode, bei der das 
Beschaffen und Prozessieren des erfor­
derlichen "Dienstwissens" im Regelfall in­
nerhalb des organisatorischen Gehãuses 
der Ministerialbürokratie und innerhalb 
des professionellen Gehãuses d er- J uristen 
verbleiben konnte. Sei t gu t zwei J ahrzehn­
ten lãsst sich hingegen in der Bundesrepu­
blik Deutschland wie in anderen West­
europãischen Staaten und - bereits seit 
lãngerem - in den USA eine Entwicklung 
beobachten, die die methodische Qualitãt 
von Gesetzgebung immer stãrker an wis­
senschaftlichen Massstãben misst. In einem 
von zahlreichen und gelegentlich durchaus 
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problematischen wechselseitigen Abhãngigkeiten gekennzeichneten 
Nutzungsverhãltnis hat Ge~etzgebung begonnen, sozialwissenschaft­
liche Forschung zu induzieren und zu rezipieren. In Anbetracht der 
Staats- und Steuerungsbedingungen und damit auch der Funktion 
von Recht lasst sich der wachsende "Informationshunger der Ge­
setzgebungsarbeit" (KRAUTZBERGER/ WOLLMANN 1988: 185) -
ãhnlich wie die eingangs von Montesquieu erwãhnte zitternde Hand 
- nicht als zufãllige oder besondere Erscheinung, sondern als allge­
meiner Ausdruck von Handlungsbedingungen modener Gesetzge­
bung begreifen. 

Wenn sozialstaatliche Regulierung mit der gegebenen Intensitãt auf 
gesellschaftlichen Kommunikations- und Steuerungsbedarf antwor­
ten und dabei ganz unterschiedliche Zugangsbedingungen zu gesell­
schaftlichen Teilsystemen bewãltigen, Wirkungsverknüpfungen zwi­
schen Teilsystemen beachten und Probleme struktureller Koppelung 
(TEUBNER 1987) an den Systemgrenzen moglichst vermeiden soll, 
muss sie über methodisch zuverlãssig aufbereitetes Forschungswis­
sen methodisch zuverlãssig verfügen kõnnen. 

Es ist die durch die Rechtsentwicklung selbst generierte vérstãrkte 
Nutzung sozialwissenschaftlicher Erkenntnisressourcen, die uns die 
Zuversicht gibt, dass die Hypothese l gesellschaftliche Wirklichkeit 
nicht verfehlt. Verstãrkte Inanspruchnahme von Evaluationswissen 
ist danach keine modische oder voluntaristische oder einer vorüber­
gehenden Wissenschaftseuphorie geschuldete Handlungsoption des 
aufgeklãrten Gesetzgebers. Sie ist vielmehr auf dem Wege, Teil der 
methodischen und legitimatorischen Grundausstattung gesetzlicher 
Regulierung zu werden. 

Ob und inwieweit aus einer stãrkeren Verschrãnkung von Politik 
und Wissenschaft "Entdifferenzierung" (vgl. WINGENS 1988: 160 f.; 
LUCKE 1988) und damit Autonomieverluste beider Teilsysteme fol­
gen, soll hier dahinstehen. Zwingend ist eine solche Entwicklung 
auch bei einer grosseren kognitiven Durchlãssigkeit nicht. Nicht 
schon das Einstrõmen von politischen Erkenntnisbedürfnissen auf 
der einen Seite und von Forschungserkenntnissen auf der anderen 
Seite würde d en erreichten Stand an Ausdifferenziertheit gefãhrden. 
Hinzukommen müsste jeweils eine Verminderung der Bestim-
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mungsmacht im Hinblick auf di e Aufbereitung. un d Verwertung d er 
jeweiligen Systemtransfers. 

Ohne Empirie wird man auch an dieser Stelle nicht weiterkommen. 
Wir wollen deshalb unseren theoretischen Teil mit einem For­
schungswunsch abschliessen. Es erscheint lohnenswert, die verschie­
denen Forschungsansãtze zur Bestimmung quantitativer Indikatoren 
( ROTLEUTHNER 1985; LINDER 1985) z u ergãnzen um qualitative 
Analysen zur methodischen Gesetzgebung. Das Ziel sollte sein, an­
hand auszuarbeitender Indikatoren die behauptete Verwissen­
schaftlichung des Gesetzgebungsprozesses und damit Hãufigkeit, 
Themen und Konzeption von evaluierenden Forschungsprojekten 
ebenso wie deren Rezeption durch die Politik systematisch aufzube­
reiten (in diesem Sinne auch STREMPEL 1988: 193). Verwendungs­
forschung dieser Art, wie sie im übrigen für implementierende Poli­
tikinstanzen bereits vorliegt (BULMER 1986; CAPLAN/MORRISON/ 
STAMBAUGH 1975; WINGENS 1988), sollte ebenso wie die Betrach­
tungen zur Volumen- und Hãufigkeitsãnderung in Form von Lãngs­
schnittanalysen angelegt. sein, u m di e Entwicklungsbehauptungen im 
Zeitverlauf überprüfen zu konnen. 

4. Notwendigkeit und Grenzen interdisziplinãrer Wirkungs­
forschung am Beispiel befristeter Arbeitsvertrãge nach 
dem deutschen "Beschãftigungsfórderungsgesetz 1985" 

Das Ziel der folgenden Diskussion von Forschungsergebnissen ist 
ein dreifaches. Zum ersten soll gezeigt werden, zu welch differen­
zierten Wirkungsbetrachtungen schon eine vergleichsweise einfache 
gesetzliche Regelung veranlassen kann. Auf der methodischen 
Ebene werden zum zweiten Probleme der genauen Erfassung der zu 
beobachtenden Phãnomene und insbesondere der Bestimmung von 
Kausalitãten diskutiert. Zum dritten will die Darstellung damit in 
aller Kürze einen weiteren Beleg dafür erbringen, dass Gesetzes­
evaluation ebenso wie die Gesetzgebungsinethode als "discipline car-
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refour" (MORAND 1988: 402; MADER 1985: 30) unterschiedliche wis­
senschaftliche Ansãtze fruchtbar machen muss, um dem Ziel einer 
Annãherung an Wirklichkeit auch nur ein kleines Stück nãher zu 
kommen. 

4.1 Rechtslage und Zielsetzung der Gesetzgebung 

An rechtlichen Informationen ben6tigt man für das Verstãndnis der 
folgenden Datenprãsentation wenig. Nach deutschem wie schweize­
rischem Arbeitsrecht k6nnen Arbeitsvertrãge unbefristet oder befri­
stet abgeschlossen werden. Im letzteren Falle endigt das Dienstver­
hãltnis nach § 620 Abs. BGB "mit dem Ablaufe der Zeit, tur die es 
eingegangen ist". Da damit der Kündigungsschutz umgangen werden 
kann, der nach §§ l Abs. l und 23 Abs. l Kündigungsschutzgesetz 
(KSchG) in Betrieben mit wenigstens sechs Arbeitnehmern un d für 
Arbeitsverhãltnisse von mehr als . sechs Monaten Dauer eine Be­
standsschutzkontrolle vorsieht, hat sich in Deutschland eine umfang­
reiche Rechtsprechung zu den Zulãssigkeitsvoraussetzungen der Be­
fristung im Arbeitsrecht entwickelt. Sie beruht auf dem Begriff des 
"sachlichen Grundes", der sowohl für die Befristung selbst als auch 
für dereri zeitliche Bemessung gegeben sein muss (SCHAUB 1987: § 
39)3. Die für den Arbeitgeber im Rahmen der Vertragsfreiheit 
grundsãtzlich bestehende Wahlm6glichkeit zwischen beiden Arbeits­
vertragstypen ist durch das Erfordernis des sachlichen Grundes ein­
geschrãnkt und damit der Abschluss befristeter Arbeitsvertrãge - in 
den Augen des Gesetzgebers - in einer beschãftigungspolitisch un­
erwünschten Weise erschwert worden. Unter diesem Blickwinkel er­
klãrt sich die Paragraphenüberschrift des Art. I § l Beschãftigungs­
f6rderungsgesetz 1985: "Erleichterte Zulassung befristeter Arbeits­
vertrãge". Der für das Verstãndnis des Folgenden allein notwendige 
erste Satz des Absatzes l der Regelung la u tet: 

3 Grundlegend hierzu der Beschluss des Grossen Senats des Bundesarbeitsgerichts 
vom 12.10.1960, s. BAG GS AP 16 zu Art. 620 BGB "Befristeter Arbeitsvenrag"; 
NJW 1961, 798. 
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"Vom l. Mai 1985 bis zum l. Januar 1990 ist es zulãssig, die einmalige 
Befristung des Arbeitsvertrages bis zur Dauer von achtzehn Monaten zu 
vereinbaren, wenn 

a. der Arbeitnehmer neu eingestellt wird oder 

b. der Arbeitnehmer im unmittelbaren Anschluss an die Berufsaus­
bildung nur vorübergehend weiterbeschiiftigt werden kann, ... " 

Nach der Zielbestimmung des Gesetzgebers dient die Regelung dazu, 
zusãtzliche Beschãftigungschancen insbesondere für Arbeitslose zu 
schaffen: "Für den Arbeitsuchenden ist eine - wenn auch zunãchst 
nur befristete- Arbeit bes~er als gar keine Arbeit".4 Mit dem Gesetz 
solle verhindert werden, dass Arbeitgeber in der Phase der konjunk­
turellen Wiederbelebung eine Stabilisierung der Auftragslage abwar­
ten und zunãchst in Überstunden ausweichen. Ziel sei allerdings 
nicht, "den traditionell üblichen unbefristeten Arbeitsvertrag durch 
einen befristeten Arbeitsvertrag zu ersetzen".5 

4.2 Die Ausgangswirklichkeit 

Wirksamkeitsbestimmung erfordert Bezugsgróssen. Ob das beobach­
tete und kausal zuordenbare Phãnomen eine starke oder eine 
schwache Wirksamkeit des Gesetzes belegt, kann erst nach Kenntnis 
der zu beeinflussenden Wirklichkeit gesagt werden. Für die Bewer­
tung des BeschFG ist der folgende, auf den Untersuchungszeitraum 
Mai 1985 bis April 1987 bezogene Hintergrund bedeutsam.6 

4 Entwurf eines Beschãftigungsfõrderungsgesetzes 1985 (BeschFG 1985). 
Bundestagsdrucksache 10/2102, S. 14 f. 

5 A.a.O. S. 15 

6 Alle folgenden Daten sind entnommen dem Forschungsbericht von Christoph F. 
BücHrEMANN, Befristete Arbeitsvertriige nach dem Beschi.iftí'gungsfõrdeJUngsgesetz 
(BeschFG 1985) unter Mitarbeit von Armin HõiAND, Berlin/Bonn 1989 
( = Forschungsberichte des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung, Band 
183); eine Diskussion der wichtigsten Ergebnisse enthãlt BüCHTEMANN/HOIAND, 
1989. 
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N ur ein Drittel (33,6 %) aller Betriebe in d er privaten Wirtschaft hat 
im genannten Zeitraum befristete Arbeitsvertráge abgeschlossen. 
Allerdings sind dies vorwiegend mittlere und grõssere Betriebe, 
weswegen auf sie auch mehr als zwei Drittel (70.7 %) aller Neuein­
stellungen entfallen. Von den Betrieben, die keine befristeten 
Arbeitsvertrage abgeschlossen haben, wird dieser Verzicht überwie­
gend (83 %) damit begründet, man sei "ausschliesslich an dauerhaf­
ten Beschaftigungsverhaltnissen interessiert". 

Geht man nicht von den Betrieben, sondern von den Neueinstellun­
gen aus, so ergibt sich nach der reprásentativen Betriebserhebung 
(AG I) eine Befristungsquote von 33,4 %.7 Bezogen auf eine Ge­
samtzahl von jahrlich annahernd 6, l Millionen ne u abgeschlossenen 
Arbeitsvertragen in der privaten Wirtschaft werden somit in der 
Bundesrepublik Deutschland 1,6 bis 1,7 Millionen befristete Arbeits­
vertrage abgeschlossen. Nimmt man die nicht sozialversicherungs­
pflichtigen Bescháftigungsverháltnisse hinzu, steigt der Wert auf 
annahernd 2 Millionen. 

Für die Bestimmung der Wirkungsmõglichkeiten des BeschFG ist es 
darüber hinaus wichtig zu wissen, dass von allen befristeten Neuein­
stellungen im Untersuchungszeitraum 70 % auf Arbeitsverhaltnisse 
mit einer vereinbarten Dauer bis 6 Monate entfallen und damit von 
vomherein ausserhalb des Geltungsbereichs des KSchG bleiben. Ein 
zweiter Gesichtspunkt ist wichtig. Sein Erleichterungsangebot kann 
das BeschFG zweckentsprechend nur bei denjenigen befristeten 
Neueinstellungen verwirklichen, die sich nicht auf einen sachlichen 
Grund stützen kõnnen (vor allem: Saisonarbeit, Vertretung, Aus­
hilfe, besondere Arbeitsaufgabe, Probe, Praktikum/ ABM). Das ist 
aber nur bei einer kleinen Minderheit von 14,6 % der befristeten 
Neueinstellungen d er Fali; die überwiegende Mehrheif (86,4 %) be­
ruht hingegen auf einem anerkannten sachlichen Grund. Nimmt 
man schliesslich als drittes Erfordernis für die Geltung des KSchG 
die Betriebsgrõsse von wenigstens sechs Arbeitnehmern hinzu, so 

7 Im õffentlichen Dienst liegt der Anteil befristeter Arbeitsverhaltnisse an allen 
Neueinstellungen im · Untersuchungszeitraum nach den Ergebnissen der 
reprãsentativen Arbeitnehmerbefragung mit rund 53 % erheblich hõher. 
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schrumpft die Menge, innerhalb derer das BeschFG überhaupt zu­
séitzliche Handlungsmóglichkeiten für die Betriebe schaffen kann, 
auf 7,3 % aller befristeten Neueinstellungen in der privaten Wirt­
schaft. 

4.3 Das Gesetz und seine Wirkungen 

Für die Rechtssoziologie ist die Erkenntnis trivial, aber haufig reicht 
das Datenmaterial nicht aus, um die Trivialitat zu belegen: Ein Ge­
setz hat nicht eine Wirkung, sondern mehrere. ·von denen ist meist 
nur eine beabsichtigt, viele sind es nicht, werden aber in Kauf ge­
nommen, und manche hat man gar nicht vorhergesehen. Und die 
eine, namlich die vom Gesetzgeber intendierte, Wirkung hat das Ge­
setz nicht entweder ganz oder überhaupt nicht, sondern mehr oder 
weniger- im Fali unseres Beispiels eher weniger. 

Dem BeschFG lassen sich, wie in der Eolge dargestellt und ohne 
Vollstãndigkeit zu beanspruchen, zumindest acht Wirkungen zuord­
nen. Diese Zahlliesse sich mit hóherem Forschungsaufwand und 
einem hóheren Grad an Interdisziplinaritat vermutlich um einige 
Wirkungsebenen erweitern. So beispielsweise um die politikwissen­
schaftlich messbaren Auswirkungen der heftigen óffentlichen De­
batte vor und nach Inkrafttreten des Gesetzes auf das faktische Ein­
stellungsverhalten der Arbeitgeber oder auch auf Yerhandlungsposi­
tionen von Gewerkschaften ur.d Arbeitgeberverbanden im Rahmen 
der Tarifautonomie. Es fehlen weiterhin justizsoziologisch mógli­
cherweise interessante Effekte des teilweisen Entzugs von 
Rechtsprechungsmacht auf die Arbeitsgerichtsbarkeit oder auch die 
Rückwirkungen des Gesetzes und seiner Evaluation auf den Gesetz­
gebungsprozess und die parlamentarische Debatte. 

Diese Unterscheidung der Wirkungen offenbart eine im wesentli­
chen duale Wirkungsstruktur. Kurz und leicht paradox gefasst: Das 
BeschFG ist hãufig angewandt worden und hat wenig bewirkt. 

Zwei Ergebnisse bilden die Eckwerte des Wirkungsbildes. Zunachst 
die quantitativen lndikatoren für die formale Anwendung des 
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BeschFG: Wirkungsebene l: Danach haben rund 17 % aller Betriebe 
der privaten Wirtschaft bzw. rund 50 % der Betriebe mit befristeten · 
Neueinstellungen zwischen Mai 1985 und April 1987 nach eigenen 
Angaben !lausdrücklich auf der Grundlage des BeschFG" befristet 
neueingestellt. 

Bezogen auf die Neueinstellungen in der privaten Wirtschaft war" das 
BeschFG in 9 % aller Fãlle bzw. in 26 % aller befristeten Neuein­
stellungen ausdrückliche Vertragsgrundlage. Hochgerechnet sind 
dies pro Jahr ungefãhr 420.000 bis 430.000 Fãlle. 

Die beachtliche Resonanz des Gesetzes bei den betrieblichen An­
wendern · sagt allerdings noch nichts über die eigentliche Wirksam­
keit des Gesetzes aus. Der Gesetzgeber wollte den Abschluss befri­
steter Arbeitsvertrãge nicht um seiner selbst willen erleichtern, son­
dern dadurch zusãtzlich Neueinstellungen veranlassen. Das Mass für 
diese alleine intendierte Wirkung findet sich auf der Ebene 3. Nur. 
die hier erfassten 0,5 % aller N eueinstellungen bzw. 1,5 % aller befri­
steten Neueinstellungen, hochgerechnet sind dies ca. 25.000 Fãlle pro 
Jahr, lassen sich als durch das BeschFG veranlasste, auf der Grund­
lage des Gesetzes verwirklichte und ohne das Gesetz rechtlich nicht 
mógliche zusdtzliche Neueinsteilungen verbuchen. Damit ist auch der 
auffallende Abstand zwischen der formalen Anwendung und der 
Nutzung des Gesetzes im intendierten Sinne ins Blickfeld gerückt; 
erstere ist rund siebzehnmal hãufiger als zweitere. 

Der Abstand verringert sich etwas, wenn die indirekten Zusatzein­
stellungseffekte Wirkungsebene 4 hinzugerechnet werden. Sie liegen 
mit 2,5 bis 3 % aller befristeten Neueinstellungen (hochgerechnet 
50.000 bis 60.000 Vertragsabschlüsse pro Jahr) etwa doppelt so hoch 
wie die direkten Effekte. Bei der Ursachenbewertung kónnen recht­
liche und 6konomische Denkansãtze divergieren. Die zusatzlichen 
Neueinstellungen sind zwar ausdrücklich mit Bezug auf das 
BeschFG vorgenommen worden, wãren aber rechtlich auch schon 
vorher moglich gewesen (weil mit sachlichem Grund und/oder einer 
Vertragsdauer unter sechs Monaten). Stellt man ausschliesslich auf 
den Beschaftigungserfolg ab, so muss man die Befristungs-Neurege­
lung als das entscheidende Wirkungsereignis ansehen: Diese zusãtz­
lichen Neueinstellungen wãren ohne das BeschFG nicht vorgenom-
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men worden, gleichgültig, was vorher rechtlich móglich gewesen 
wãre. Für eine ausschliesslich am normativen Gehalt der Regelung 
ansetzende Analyse hingegen scheitert di e strikte U rsãchlichkeit 
daran, dass die Betriebe diese zusatzlichen Neueínstellu{lgen recht­
lich gesehen - wenn sie es gewusst hãtten, wenn sie es gewollt hãtten 
- auch ohne das BeschFG hãtten vornehmen künnen. Nicht die 
durch die Regelung erweiterten Handlungsmóglichkeiten der Be-­
triebe bei befristeten Arbeitsvertrágen, sondern Sekundáreffekte des 
Gesetzes, wie die damit verbundene Aufmerksamkeit für diesen 
Vertragstypus und vor allem die leichtere und sicherere rechtliche 
Handhabung der Befristung, haben für die Bescháftigungswirkungen 
den Ausschlag gegeben. 

Beide Effekte zusammengenommen, hat das BeschFG zusdtztiche 
Einstellungen in der Gróssenordnung von insgesamt etwa 1,3 % aller 
Neueinstellungen in der privaten Wirtschaft bzw. 4 % aller befriste:. 
ten Neueinstellungen bewirkt. In der Hochrechnung sind dies jahr­
lich etwa 70.000 bis 75.000 Neueinstellungen. 

Zwischen der formalen Anwendung und den materialen Einstel­
lungseffekten liegt die Nutzung der zusãtzlichen Befristungsmóglich­
keiten auf der Wirkungsebene 2. Sie besteht aus den 4 % aller Be­
triebe in der privaten Wirtschaft, die Neueinstellungen nicht nur 
ausdrücklich auf der Grundlage des BeschFG vorgenommen, son­
dern dabei auch die erst durch das Gesetz erschlossenen Befri­
stungsmóglichkeiten genutzt haben. Sie haben nãmlich befristete 
Arbeitsvertrãge mit mehr als sechs Monaten Lauf:Zeit und (zumin­
dest teilweise) ohne sachlichen Grund abgeschlossen. Diese Arbeits­
vertrãge wãren ohne das BeschFG nicht zulãssig gewesen. Das heisst 
nicht, dass sie nicht abgeschlossen worden waren, sondern nur, dass 
sie, falls doch abgeschlossen, von den Arbeitsgerichten (vermutlich) 
nicht als rechtmassig befristet anerkannt worden wàren. Diese 
Gruppe von Anwendern. auf die 2 % aller Neueinstellungen bzw. gut 
7 % aller befristeten Neueinstellungen im Zeitraum Mai 1985 bis 
April1987 entfallen, hat also das Angebot des Gesetzes zum erleich­
terten Abschluss befristeter Arbeitsvertrage angenommen und Ver· 
trãge in einer vorher nicht zulãssigen Weise befristet, ohne dabei 
aber zusãtzliche Neueinstellungen vorzunehmen. 
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Auch hier gibt es eine Divergenz zwischen einer rein rechtlichen und 
einer auf d en Beschãftigungserfolg abstelienden Bewertung von U r­
sache und Wirkung, aber im umgekehrten Sinn: Beschrãnkt man 
sich auf die normative Wirksamkeit, so war das BeschFG in dem 
Masse wirksam, in dem die dadurch eróffneten zusãtzlichen Befri­
stungsmóglichkeiten genutzt wurden. Hingegen ergibt die Frage 
nach den Beschãftigungseffekten, dass die Nutzung der Neuregelung 
als solche keine zusátzliche Beschãftigung nach sich gezogen und 
damit die bescháftigungspolitische Zielsetzung des Gesetzgebers 
verfehlt hat. 

Vereinfacht lassen sich die Wirkungsebenen 4 (indirekte Zusatzein­
steliungseffekte) un d 2 (Nutzung d er zusátzlichen Befristungsmóg­
lichkeiten) demnach dadurch unterscheiden, dass im ersten Fali 
nicht-zusatzlicher Rechtsgebrauch zusãtzliche Beschaftigung und im 
zweiten Fali zusãtzlicher Rechtsgebrauch nicht-zusãtzliche Beschãf­
tigung schafft. 

Die náchsten drei Wirkungsebenen 5, 6 und 7 machen deutlich, dass 
ein Gesetz neben positiven auch negative Wirkungen haben kann 
und dass eine bilanzierende Bewertung alie Effekte berücksichtigen 
muss. 

Die auf der Ebene 5 beschriebenen Substitutionseffekte sind erstaun­
lich stark. In mehr als d er Hãlfte ( 53 %) d er Befristungsfálie nach 
BeschFG, das sind etwa 4 % alier befristeten Neueinsteliungen oder 
hochgerechnet im J ahr ru n d 75.000 Fálie, wurden "aufgrund d er Be­
fristungs-Neuregelung ohnehin geplante Neueinsteliungen zunáchst 
befristet vorgenommen" (Wortlaut d er Antwortvorgabe ). In diesen 
Fãlien kann man annehmen, dass der Arbeitgeber ohne das 
BeschFG mit unbefristetem Arbeitsvertrag eingestelit hãtte. Die 
Substitution übertrifft demnach die direkten Zusatzeinsteliungs­
effekte um etwa das Dreifache, alierdings auf niedrigem Zahlen­
niveau. 

Unter Mitnahmeeffekte (Ebene 6) wurden diejenigen Arbeitsvertrãge 
klassifiziert, die ausdrücklich auf der Grundlage des BeschFG abge­
schlossen wurden, aber weder zu zusátzlichen Neueinsteliungen noch 
zur Substitution geführt haben. In diesen hochgerechnet rund 60.000 
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Fali en im J ahr wird von d em Gesetz Gebrauch gemacht ohne dass 
dies irgendwelche Auswirkungen auf die Beschãftigung hãtte. Der 
hauptsáchliche Grund für die Gesetzesanwendung dürfte der durch 
das BeschFG leichter und rechtlich weniger riskant gewordene Ab-· 
schluss vor allem von lángerlaufenden befristeten Arbeitsvertrágen 
( mehr als sechs Mana te) sein. 

Das auf das BeschFG zurückführbare erhõhte Freisetzungsrisiko 
(Ebene 7) spielt vor allem eine Rolle für die Abschatzung der Ar­
beitsmarktwirkungen von Substitution. Aus Substitution folgt 
zunachst nur eine relative Verschlechterung des arbeitsvertraglichen 
Status. Wer statt eines unbefristeten einen befristeten Arbeitsver­
trag er hal t, erlangt (zunáchst) keinen gesetzlichen Kündigungs­
schutz. Ausserdem endet das Vertragsverháltnis mit Fristablauf, 
wahrend es sonst mõglichetweise8 über den Beendigungsszeitpunkt 
hinaus Bestand gehabt hátte. Volkswirtschaftliche Bescháftigungsef­
fekte hat Substitution allerdings erst dann und in dem Masse, in dem 
die Befristung nach BeschFG zu einem im Vergleich zum unbefriste­
ten Arbeitsvertrag hóheren Freisetzungsrisiko führt. 

Ein solches hõheres Freisetzungsrisiko wird von allen drei Befrag­
tengruppen - Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Arbeitsvermittlern -
bestátigt, auch wenn es sich zahlenmassig nicht genau angeben lãsst. 
Von d en befragten Arbeitsvermittlern9 sin d drei Viertel (73,8 %) 
der Ansicht, das Gesetz habe bewirkt, "dass die Betriebe bei 
Auftragsrückgang schneller Personal freisetzen, als dies bei 
unbefristeten Arbeitsvertrágen der Fall wáre". Auch die 
(telefonische) Wiederholungsbefragung bei 3.370 Arbeitnehmern 
und Arbeitsuchenden ca. 6 Monate nach der ersten Befragung 
bestátigt hõhere Freisetzungsrisiken bei Beschaftigten mit 
befristeten Arbeitsvertragen. W ahrend von allen neueingestellten 

8 Aus der rechtlichen Qualifizierung eines Vertragsverhãltnisses als "unbefristet" 
folgt keineswegs faktische Dauerhaftigkeit: Von allen 5,86 Mio. im Jahre 1983 
neubegründeten sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnissen waren 
nach der Beschãftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit mehr als die Halfte 
(54%) nach einem Jahr bereits wieder beendet, siehe CRAMER 1986: 243 f. 

9 Schriftliche Reprãsentativbefragung bei 1.968 Hauptvermittlern in allen 146 
Arbeitsãmtern der Bundesrepublik. 
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Arbeitnehmern mit einer Beschãftigungsdauer von weniger als sechs 
Monaten ein Drittel (32,4 %) das Arbeitsverhãltnis zwischenzeitlich 
beendet bzw. unterbrochen hat, trennt dieser Sachverhalt deutlich 
zwischen unbefristet (24,5 %) und befristet Beschãftigten, von denen 
jeder zweite (50,1 %) seine Tãtigkeit bis dahin wieder beendet hatte. 
Der Beendigungsanteil bei den nach BeschFG Beschãftigten liegt 
zwar etwas niedriger (Variante A: 37, l %; Variante B: 34,4 % ), aber 
immer noch deutlich über dem entsprechenden Anteil bei 
denjenigen mit unbefristetem Arbeitsvertrag (24,5 % ). Dem 
entspricht, dass die Frage nach Erfahrung mit Arbeitslosigkeit 
zwischen Erst- und Zweitbefragung von jedem 10. unbefristet 
Beschãftigten (10,3 % ), aber von jedem 5. befristet bzw. nach 
BeschFG befristet Beschãftigten (19,1 %) bejaht wurde. 

Schliesslich bestãtigen auch die im Rahmen der qualitativen Nach­
erhebungen10 befragten Personalleiter eine hõhere Freisetzungsnei­
gung der Betriebe bei Auftragsrückgang. In 7 von 11 Betrieben mit 
Anwendung des BeschFG, in denen die befristet eingestellten 
Arbeitnehmer zum Zeitpunkt der Untersuchung zumindest teilweise 
wieder freigesetzt waren, wãren sie mit unbefristetem Arbeitsvertrag 
vermutlich nicht oder in geringerer Zahl entlassen worden. 

Vollstãndig wird das Bild der Substitution allerdings erst, wenn man 
auf der anderen Seite die überdurchschnittlich hohen Quoten der 
Übernahme in unbefristete Arbeitsverhãltnisse hinzuliest. Sie er­
reichen in Betrieben, die nur "ohnehin geplante Neueinstellungen 
zunãchst befristet" vorgenommen haben, für die ausdrücklich nach 
BeschFG eingestellten Arbeitnehmer fast drei Viertel (71,9 % ). Di e 
Übernahmequote bei den ausdrücklich nach BeschFG befristeten 
Arbeitsverhãltnissen liegt demgegenüber bei insgesamt 56,2 %, die 
Übernahmequote bei den sonstigen befristeten Arbeitsvertrãgen bei 
25, l %. Hier scheint e in wesentliches Moti v für Substitution au f: Di e 
Betriebe nutzen das BeschFG, um die Probezeit über die durch 
Rechtsprechung oder Tarifvertrag gezogenen Grenzen hinaus zu 
verlãngern. 

10 bei 30 ausgC\'Illihlten Betrieben des verarbeitenden Gewerbes. 
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Die achte und letzte Wirkungsebene der Strukture.ffekte prüft eine 
weitere Erwartung des Gesetzgebers. Dieser hatte sich von dem er­
leichterten Abschluss befristeter Arbeitsvertrage nach BeschFG 
auch eine hõhere Akzeptanz der Arbeitgeber gegenüber sogenann­
ten Problemgruppen, des Arbeitsmarktes (J ugendliche, Langzeitar­
beitslose, Berufsrückkehrerinnen, ete. )11 versprochen. Sowohl die 
Auskünfte der Arbeitsvermittler als auch die vertiefenden lnterviews 
mit Personalleitern zeigen, dass sich diese Annahme nu r in geringem 
Ausmass erfüllt hat: Allenfalls in Einzelfãllen hat sich die Einstel­
lungsbereitschaft der Arbeitgeber gegenüber diesen Personengrup­
pen aufgrund des BeschFG erh6ht. 

4.4 Methodische Probleme exakter Wirkungsbestimmung 

Das Schwergewicht d.ieser Darstellung liegt auf den Befunden, nicht 
auf methodischen Problemen. Dennoch sollen zum Abschluss, eher 
hinweisend als aufklãrend, einige methodische Besonderheiten der 
Datengewinnung in aller Kürze benannt werden. 

1. Zum ersten bedurfte es erheblichen methodischen Aufwandes, 
um den Untersuchungsgegenstand - befristete Arbeitsvertrãge 
nach dem BeschFG 1985 - halbwegs zuverlãssig dingfest zu 
machen. Denn die Neuregelung erõffnet innerhalb des fortbe­
stehenden Formenkreises befristeter Arbeitsvertrãge eine zu­
sãtzliche Handlungsoption, ohne dafür eine besondere Form 
oder Kennzeichnungspflicht vorzusehen. Auf der anderen Seite 
ist die selbstgewãhlte rechtliche Kennzeichnung keine Gewãhr 
dafür, dass es sich tatbestandsmãssig um befristete Arbeitsver­
trãge nach BeschFG handelt. 

2. Das Problem der Identifikation des spezifischen Vertragstyps 
hãngt zum zweiten damit ~usammen, dass die Befristungs-Neu­
regelung des BeschFG von ihrer normativen Struktur her der 
Gruppe der Regelungsangebote zugerechnet werden muss. 
"Compliance rates11 von Geboten oder Verboten, wie beispiels­
weise bei der berühmten Gurtanlegepílicht (vgl. ROTILEUTH-

11 Siehe Bundestagsdrucksache 10/6441, S. 34. 
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NER 1989: 269; VIETH 1988) oder dem Gebot, óffentliche Nah­
verkehrsmittel nur mit gültigem Fahrausweis zu benutzen, sind 
im allgemeinen um einiges einfacher zu ermitteln als die der 
privaten Entscheidung überlassene Annahme eines gesetzlichen 
Handlungsangebotes. 

3. Zum dritten kam für die vorliegende Untersuchung erschwe­
rend hinzu, dass das besondere Phãnomen - befristeter Arbeits­
vertrag nach BeschFG - im Untersuchungszeitraum 1985 - 88 
zusammenfiel mit einem in dieselbe Richtung wirkenden allge­
meinen Konjunkturaufschwung mit erheblichem Beschãfti­
gungszuwachs, der zu einem grossen Teil auf neuabgeschlosse­
nen befristeten Arbeitsvertragen beruht. Diese sind fast zur 
Halfte ( 44,3 %) an dem gesamten Beschãftigungszuwachs d er 
Jahre 1984-1988 beteiligt (BüCHTEMANN/HóiAND 1989). Die 
verbreitete Anwendung dieses Vertragstyps erschwert auch für 
die handelnden Personen die Unterscheidung zwischen den all­
gemeinen und den besonderen, nãmlich den nach BeschFG ab­
geschlossenen befristeten Arbeitsvertrãgen. Ausserdem sugge­
riert sie eine Kausalitãt zwischen dem Gesetz und der gestiege­
nen Verbreitung, die tatsãchlich nicht besteht. 

4. Damit ist das vierte und gewichtigste methodische Problem der 
Gesetzesevaluation angeschnitten, der Nachweis kausaler Be­
ziehungen zwischen Gesetz, Handeln und Erfolg (zu der paral­
lelen Problematik des Zusammenhanges von Programm, Befol­
gung und Zielerreichung bei Massnahmen gegen AIDS vgl. 
ROTILEUTIINER 1989: 269 ff.). Alle drei vorher genannten 
methodischen Hürden - ldentifikation, Normstruktur und Kon­
junktur- wirken bei der Suche nach der Ursãchlichkeit des Ge­
setzes zusammen. Dabei ist die erste der beiden Kausalitats­
Brücken, nãmlich die zwischen Gesetz und normenkonfonrtem 
oder besser: normakzeptierendem Verhalten noch einigermassen 
sicher zu betreten. Hier bestãtigt sich eine allgemeine Beobach­
tung der Evaluationsforschung: "Les comportements sont plus 
faciles à analyser que les causes qui les provoquent" (MORAND 
1988: 400). Wackelig wird hingegen die Passage über di e zweite 
Brücke, die zwischen Verhalten und Zielerreichung. Der dem 
BeschFG kausal zurechenbare dauerhafte Beschãftigungserfolg, 
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nach Abzug zielwidriger Nebeneffekte, ist zahlenmássig nicht 
genau zu bestimmen. _Selbst wenn es gelingt, die Erfolgsmeldung 
zeitlich einzugrenzen12, ist der Anspruch strikter Kausalitát in 
Anbetracht der Vielzahl von dazwischentretenden Entschei­
dungsbedingungen und der meist vorhandenen hypothetischen 
Moglichkeiten, anders, aber wirkungsgleich zu handeln, mit dem 
gegebenen Forschungsaufwand nicht einzulõsen. 

4.5 Résumé 

Di~ vorgestellten Forschungsergebnisse zeigen, dass und wie es 
moglich ist, auf vergleichsweise festem Datengrund den verschie­
denen Wirkungen eines Regelungsangebotes auf das Bescháfti­
gungsverhalten von Arbeitgebern und auf die Bewegungsvorgánge 
des Arbeitsmarktes nachzugehen. Deutlich werden aber auch die 
grossen Schwierigkeiten bei der kausalen Zuordnung von festgestell­
ten Effekten, hier den zusatzlichen Neueinstellungen infolge des 
BeschFG und den davon verbleibenden Dauerarbeitsverháltnissen, 
zur Existenz der Regelung. Unter dem Blickwinkel der zweiten Be­
hauptung unserer eingangs aufgestellten Hypothese bekráftigen die 
Forschungsergebnisse die Notwendigkeit des interdisziplinaren Zu­
sammenwirkens sowohl bei der Operationalisierung der Fragestel­
lungen als auch bei der Auswertung der Daten. Die vorgestellten 
Wechselwirkungen erfordern ein solches Ineinandergreifen õkono­
mischer, Industrie- und rechtssoziologischer sowie rechtlicher Denk­
ansátze. Andernfalls besteht die Gefahr, dass Evaluation auf die je­
weils fachlich relevanten Merkmale und Zusammenhánge be­
schránkt bleibt und die Komplexitát der Wirklichkeit damit, gewis­
sermassen systematisch, verfehlt. 

12 Wie lange muss die Netto-Zusatzbeschaftigung angehalten haben, um als Erfolg 
des Gesetzes zu gclten'! Ist das Gesetz auch dann als erfolgreich anzusehen, wenn 
díe nach Übernahme bzw. nach Substitution in unbefristete Vertrage überführten 
Arbeitsverhaltnisse im Durchschnitt weniger lang dauem als ArbeiLsverhilltnisse, 
die von Anfang an unbefristet abgeschlossen worden sind? Vgl. zu der methodisch 
ãhnlichen Problematik der Zurechnung von spãtverstorbenen Unfallopfem zur 
Wirksam.keitsbestimmung der Gurtanlegept1içht ROTILEl.JTIINER 1989: 270, Fn.37. 



44 Annin HOland 

Literatur 
ACKERMAN Burce A., Foreword: Law in an Activist State, The Yale Law 

Jouma/92 (1983), pp. 1083-1128. 

BULMER Martin, Social Science and Social Policy, London 1986. 

BüCIITEMANN Christoph F., Befristete Arbeitsvertrage nach dem Beschafti­
gungsfõrdenmgsgesetz (BeschFG 1985). Ergebnisse einer empirischen 
Untersuchung im Auftrag des Bundesminsisters für Arbeit und Sozialord­
nung, unter Mitarbeit von Armin HóLAND, BerliniBonn 1989. 

BüCHTEMANN Christoph F. / HóLAND Armin, Mehr Beschãftigung durch 
arbeitsrechtliche "Deregulierung11? Erfahrungen mit der Befristungsneu­
regelung des Beschãftigungsfõrderungsgesetzes 1985 (BeschFG 1985), 
Wirtschaftsdienst 10-1989. 

CAPLAN Nathan l MORRISON Andrea l STAMBAUGH Russell J., The Use of 
Social Science Knowledge in Policy Decisions at the National Level. A 
Report to Respondents, The U niversity o f Michigan, 1975. 

CRAMER Ulrich, Zur Stabilitãt von Beschãftigung: Erste Ergebnisse der IAB­
Stichprobe aus der Beschãftigtenstatistik, Mitteilungen aus der Arbeits­
markt- und Berufsforschung (MittAB)) 1986, S. 243-256. 

EWALD François, L'Etat-Providence et la philosophie du droit, París, Grasset, 
1986. 

FOERSfER Heinz, Observing Systems. Seaside, Cal.: Intersystems Publications, 
1981. 

FRIEDMAN Lawrence, Einige Bemerkungen über eine allge_meine Theorie des 
rechtsrelevanten Handelns, Jahrbuch für Rechtssoziologie und Rechtstheo­
rie 1972, Band 3, S. 206 ff. 

HABERMAS Jürgen, Theorie des kommunikativen Handelns, Band l und li, 
Frankfurt am Main 1981 (Neuauflage 1988). 

HUGGER Werner, Gesetze- ihre Vorbereitung, Abfassung und Prüfung. Baden­
Baden 1983. 

KRAUTZBERGER Michael l WOLLMANN Helmut, Verwendung sozialwissen­
schaftlichen Wissens im Gesetzgebungsverfahren. Zur Gesetzgebungsar­
beit des Bundesbauministeriums, Zeitschrift für Rechtssoziologie 2188, S. 
177-189. 



Interdiszi'plinaritlit der Gesetzesevaluation 45 

LUCKH Doris, Zu diesem Heft: "Verwendung soziologischen Wissens in juri­
stischen Zusammenhãngen", Zei'tschrift für Rechtssozi'ologi'e 2/88, S. 121-
129. 

LUHMANN Niklas, Die Einheit des Reçhtssystems, Rechtstheorie 14 (1983), S. 
129-154. 

LUHMANN Niklas, Sozi'ale Systeme. Grundriss ei'ner allgemei'nen Theorie, 
Frankfurt am Main, 2. Aliflage, 1985. 

MADER Luzius, Experimentelle Gesetzgebung, Jahrbuch für Rechtssozi'ologi'e 
und Rechtstheorie 1988, Band 13, S. 211 ff. 

MADER Luzius, L 'évaluati'on légi'slative. Pour une analyse empi'rique des effets 
, de la légi'slation, Lausanne 1985. 

MORAND Charles-Albert, Les exigences de la méthode législative du droit 
constitutionnel portant sur la formation de la législation, Droi't et Soci'été 
No 10/1988, pp. 391-407. 

NOLL Peter, Gesetzgebungslehre, Reinbek bei Hamburg 1973. 

PREUSS Ulrich, Entwicklungsperspek,tiven der Rechtswissenschaft, Kriti'sche 
lustiz 1988, Heft 4, S. 361-376. 

ROTI'LEUIHNER Hubert, Ei'nführung in di'e Rechtssozi'ologi'e, Darmstadt 1987. 

ROTI'LEUIHNER Hubert, Probleme der rechtlichen Regullerung von AIDS, 
Kritische lustiz 1989, Heft 3, S. 269-274. 

RõHL Klaus F., Rechtssozi'ologi'e. Ei'n Lehrbuch, Kõln/Berlin/Bonn/München 
1987. 

SCHAUB Günter, Arbei'tsrechts-Handbuch, München, 6., überarbeitete Auflage 
1987. 

STREMPEL bieter, Empirische Rechtsforschung als Ressortforschung im 
Bundesministerium der Justiz. Zur Verwendung ihrer Ergebnisse aus der 
Sicht des Auftraggebers, Zei'tschnft für Rechtssozi'ologi'e 2/88, S. 190-201. 

TEUBNER Gunther, Verrechtlichung - Begriffe, Merkmale, Grenzen, Aus­
wege, in: Verrechtli'chung von Wirtschaft, Arbei't und sozi'aler Soli'daritlit 
1985, s. 289 ff. 

TEUBNER Gunther, Gesellschaftsordnung durch Gesetzgebungslãrm? Auto­
poietische Geschlossenheit als Problem für die Rechtsetzung, Jahrbuch 
für Rechtssozi'ologi'e und Rechtstheorie 1988, Band 13, S. 45-65. 

VIETH P., Die Durchsetzung des Sicherheitsgurtes beim Autofahren, U'ZB P 
88-203, Berlín 1988. 



46 Annin Holand 

VOIGT Rüdiger, Limits of Legal Regulation. The Use of Law as an Instru­
ment of Societal Regulation, in: derselbe (Ed.), Limits of Lega/ Regula­
tian- Grenzen rechtlicher Steuenmg, Pfaffenweiler 1989, S. 11-30. 

WEBER Max, Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriss der verstehenden Soziolo­
gie, Studienausgabe, Tübingen 1976. 

WOLLMANN Hellmut, Gesetzgebung als experimentelle Politik- Mõglichkei­
ten, Varianten und Grenzen erfahrungswissenschaftlich fundierter Ge­
setzgebungsarbeit, in: Gesetzgebungslehre, hrsg. von W. Schreckenberger 
u.a., Stuttgart, Berlin, Kõln, Mainz 1986, S. 72-95. 



Interdisziplinaritiit der GesetzesevaJuation 47 

Résumé 

Pluridisciplinarité de l'évaluation législative 

Les conditions de production de la législation moderne sont détermi­
nées par la transformation du caractère et de la fonction du droit dans 
l'Etat providence. A la différence de ses qualités formelles, identifiées et 
mises en évidence au début de ce siècle encore par Max Weber, le droit 
a acquis, dans le contexte actuel d'une inteTVention plus constante et 
plus intense dans les sous-systèmes sociaux, le double caractère de jus­
tice institutionnalisée et de mode de régulation de la société. La législa­
tion de l'Etat-providence est soumise à des exigences de rationalité et de 
motivation et, de ce fait, à des exigences méthodologiques accrues. Si 
elle entend répondre au besoin social de régulation et de communica­
tion, tout en surmontant des conditions d'accès très différentes aux 
sous-systèmes, en prêtant attention aux combinaisons d'effets de ces 
sous-systèmes entre eux et en évitant dans la mesure du possible les pro­
blèmes d'articulation aux marges de ces systèmes, la réglementation de 
l'Etat social doit pouvoir reposer sur des connaissances scientifiques 
préalables, méthodologiquement fiables. 

L'exposé part d'une double hypothèse: 

1) L'évaluation législative est devenue une partie intégrante du 
processus législatif de l'Etat providence. Sans elle, les lois risquent 
de ne pas pouvoir tenir les promesses de légitimité et d'efficacité qui 
leur sont inhérentes. 

2) L'évaluation législative ne peut jouer le rôle fonctionne li qui lui est 
dévolu dans le processus législatif que si elle prend en considéra­
tion la complexité des effets de la législation de l'Etat-providence. 
Méthodologique ment et analytiquement, l'évaluation ne peut donc 
offrir des perspectives de succès que par la réunion des différentes 
disciplines des sciences sociales. 



48 Annin Ho/and 

La première hypothèse fait tobjet d'une démonstration théorique. La 
seconde est vérifiée à l'aide des résultats d'un projet de recherche qui 
vient de s'achever et qui porte sur la détermination des effets d'une loi­
la nouvelle réglementation de la limitation de la durée du contrat dans 
le cadre de la loi sur la promotion de l'emploi ("Beschiiftigungsforde­
rungsgesetz") de 1985. 

La présentation des résultats de la recherche repose sur un schéma de 
huit effets déterminés quantitativement de façon précise. Sur cette base, 
il est possible de saisir de façon différenciée l'application formelle de la 
loi, l'usage des possibilités supplémentaires de limitation de la durée du 
contrat, ainsi que les conséquences qui en résultent en matière 
d'embauche et d'emploi. 

Quatre problèmes d'ordre méthodologique sont principalement discutés: 
l'identification fiable de l'objet de la recherche (contrats de travail de 
durée limitée selon la loi sur la promotion de l'emploi); les exigences 
d'analyse particulières que requièrent ce que l'on a coutume d'appeler 
les "offres de réglementation" ("Regelungsangebote "), qui ne sont ni des 
obligations de faire, ni des interdictions, mais des normes offrant aux 
acteurs privés des possibilités d'action supplémentaires; la séparation 
des effets de la loi de ceux induits par l'évolution générale de la con­
joncture; et, principale difficulté, la preuve du lien de causalité entre loi, 
comportement et succès en matière d'emploi. 

La présentation apporte en fin de compte une preuve supplémentaire du 
fait que, tout comme la méthode législative, l'évaluation législative doit 
en tant que "discipline carrefour" faire fructifier différentes disciplines 
scientifiques si elle entend progresser,· ne serait-ce qu'un peu, vers son 
but qui consiste à appréhender la réalité. 
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Riassunto 

Interdisciplinarità della valutazione legislativa 

Le condizioni ·di lavoro della moderna legislazione sono il prodotto di 
un mutamento del carattere e della funzione del diritto nello stato assi­
stenziale. Mentre agli inizi del nostro secolo Max Weber ne elencava le 
qualità formali - constatate e certificate - oggi il diritto ha sviluppato, in 
un contesto di costanti e massicci interventi su sottosistemi sociali, un 
duplice carattere: quale giustizia istituzionalizzata e quale mezzo di 
intervento sociale. La legislazione deve dimostrare nello stato assisten­
ziale· di essere fondata su basi razionali e motivate: di riflesso deve così 
rispondere anche ad esigenze di metodo più elevate. Perché 
l'ordinamento dello stato sociale sia in condizione di rispondere ade­
guatamente a necessità di comunicazione e coordinamento sociale, 
superando le molteplici difficoltà d 'accesso ai sottosistemi social~ 
tenendo conto delle inte"elazioni tra questi sottosistemi e tentando di 
evitare incongruenze strutturali ai margini di tali sistemz: occo"e met­
tergli a disposizione conoscenze scientifiche elaborate in modo metodi­
camente attendibile. 

La tesi è imperniata su un 'ipotesi fondata su due constatazioni.: 

l) La valutazione legislativa è diventata una componente funzionale 
del processo di legislazione nello stato assistenziale. Se questa 
venisse a mancare, sussisterebbe il pericolo che le premesse di effi­
cacia e legittimità insite nelle leggi non vengano adempiute. 

2) La valutazione legislativa può adempiere il ruolo funzionale attri­
buitole nel processo di legislazione solo se tiene dovuto conto dei 
complessi rapporti di causalità della legislazione nello stato assi­
stenziale. Sia sul piano metodico che su quello analitico la valuta­
zione ha delle prospettive soltanto se messa in relazione con le 
diverse scienze sociali. 
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La prima parte dell'ipotesi è sostenuta da un'argomentazione teorica. 
La seconda parte verrà documentata con l 'ausilio di constatazioni 
emerse da un progetto di ricerca da poco ultimato, volto a determinare 
l'efficacia delle leggi - il nuovo disciplinamento delle scadenze nella 
legge sulla promozione dell'occupazione 1985 (BescFG 1985). 

La presentazione dei reperti della ricerca si basa su uno schema che 
prende in considerazione otto effetti. Questi permettono di illustrare in 
modo differenziato l'applicazione della legge, l'impiego delle ulteriori 
possibilità di determinazione delle scadenze, nonché gli effetti 
sull'assunzione e sull'occupazione. 

Per ciò che attiene ai problemi di metodo, ne vengono discussi soprat­
tutto quattro: l'identificazione attendibile dell'oggetto da analizzare 
(contratti di lavoro a termine secondo il BescFG); le condizioni parti­
colari di analisi nelle cosiddette proposte di regolamentazione - non si 
tratta né di norme né di divieti, bensì di ulteriori possibilità d'azione 
offerte agli operatori privati; la distinzione tra efficacia delle leggi e svi­
luppo globale della congiuntura; e, quale maggior difficoltà, la prova 
incontestabile dell'esistenza di una causalità tra legge, comportamento 
e miglioramento dell'occupazione. 

Questa esperienza offre un 'ulteriore dimostrazione del fatto che la 
valutazione legislativa come "discipline carrefour'~ così come il metodo 
di legislazione, deve mettere a frutto principi scientifici di diversa prove­
nienza al fine di muovere un passo in direzione di una maggiore ade­
renza alla realtà. 




